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1. Antragstext

C.2.2.3 (neu) Einspeisevergütung

- Erläuterung des Handlungsziels: Der Kanton schafft eine gesetzliche Grundlage für kan-
tonale Überbrückungsmassnahmen betreffend die kostendeckende Einspeisevergütung
für Strom aus erneuerbaren Energien und beschliesst eine kantonale Einspeisevergü-
tung.

2. Begründung

Der im erheblich erklärten und abgeschriebenen Auftrag "Anschubfinanzierung Fotovoltaikan-
lagen" (Kantonsratsbeschluss Nr. A 181 / 2008 vom 26. August 2009) gesetzte, sehr enge zeitli-
che Rahmen für kantonale Überbrückungsleistungen soll bis zum Vorliegen einer entsprechen-
den Bundeslösung erweitert werden.

3. Stellungnahme des Regierungsrates

Die kostendeckende Einspeisevergütung (KEV) ist grundsätzlich eine gesamtschweizerische An-
gelegenheit. Über die Einspeisevergütung im revidierten eidgenössischen Energiegesetz, wel-
ches per 1. Januar 2009 in Kraft trat, stehen dem Bund zur Förderung von erneuerbaren Energi-
en jährlich maximal 320 Millionen Franken zur Verfügung. Bei der Förderung von Fotovol-
taikanlagen hat sich der Gesetzgeber eine Deckelung auferlegt, die sich heute als untauglich
erweist. Es kann und darf aber nicht Aufgabe der Kantone sein, derartige Fehleinschätzungen
des Bundes mit kantonalen Massnahmen zu kompensieren, weil damit ein falsches Signal ge-
setzt wird. Zudem muss davon ausgegangen werden, dass die Einführung einer kantonalen Ein-
speisevergütung zu weiteren Strompreisunterschieden und -erhöhungen führen wird, da die
notwendigen finanziellen Mittel über die Erhebung einer Abgabe auf Strom erhoben werden
müsste.

Die kostendeckende Einspeisevergütung ist auf Bundesebene bereits in Überarbeitung. Eine
Subkommission des UREK-Nationalrates (unter Führung von NR Bourgeois, FR, FDP) erarbeitet
momentan verschiedene Vorschläge. Dem Vernehmen nach sind die Arbeiten bereits weit fort-
geschritten. Die Vorschläge dürften bis Ende 2009 erstmals in der Gesamtkommission (UREK-N)
diskutiert werden. Die Änderung wird voraussichtlich im 2010 entschieden werden und per
1. Januar 2011 in Kraft gesetzt. Die von der Auftraggeberin geforderte Schaffung einer Rechts-
grundlage zur Überbrückungsfinanzierung ist demzufolge abzulehnen, da sich eine Lösung auf
Bundesebene abzeichnet.
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4. Antrag des Regierungsrates

Nichterheblicherklärung.

Andreas Eng
Staatsschreiber

Vorberatende Kommission

Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission

Verteiler

Volkswirtschaftsdepartement
Amt für Wirtschaft und Arbeit
Energiefachstelle
Aktuarin UMBAWIKO
Parlamentsdienste
Traktandenliste Kantonsrat


